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Brexit-Infopoint der WKÖ hilft Betrieben bei Vorbereitungen auf Deal und No Deal 

 

„Die Brexit-Uhr tickt und ein ungeregelter EU-Ausstieg der Briten am 29. März 2019 ist nicht mehr 

auszuschließen. Für die österreichischen Betriebe ist es spätestens jetzt allerhöchste Zeit, mit den 

Vorbereitungen darauf zu beginnen“, betonte Mariana Kühnel, stellvertretende Generalsekretärin der WKÖ, 

zum Start des Brexit-Infopoints der WKÖ am Mittwoch. „Die Wirtschaftskammer steht dabei mit Information, 

Beratung und Service zur Seite und verstärkt das Service-Angebot nun mit einem eigenen Brexit-Infopoint für 

Unternehmen.“ Für die WKÖ ist wichtig, dass weiterhin jede noch so kleine Chance genutzt wird, um einen 

Chaos-Brexit zu vermeiden. Denn ein „hard Brexit“ kennt nur Verlierer und keine Gewinner. Kommt kein 

Austrittsabkommen zustande, sind die Briten ab 30. März 2019 kein EU-Mitglied mehr und verlassen Binnenmarkt 

und Zollunion. Die handelspolitischen Beziehungen fallen auf WTO-Niveau zurück. 

 

Wirtschaftlich ist der Brexit für Österreich ein Schaden, aber keine Katastrophe und beherrschbar. Im EU-

Vergleich ist Österreich deutlich geringer betroffen als andere. Auszugehen ist von einer Verringerung der 

österreichischen BIP-Wachstumsrate zwischen 0,1 bei einem Deal bzw. bis -0,3 Prozent im Fall eines No Deal. 

Der Brexit ist also volkswirtschaftlich beherrschbar. Auch wenn Österreich vom Brexit im EU-Vergleich deutlich 

geringer betroffen ist als andere Länder, geht es um den neuntwichtigsten Exportmarkt und den Top-5-Markt 

für rot-weiß-rote Dienstleistungen. 

 

Das Hauptproblem der Betriebe ist vor allem die anhaltende Unsicherheit. Für unsere Betriebe, die mit dem 

Vereinigten Königreich im Geschäft sind, ist es jetzt höchste Zeit, sich auf den EU-Abschied der Briten 

vorzubereiten. Ein geordneter Brexit würde eine Übergangsphase bis Ende 2020 vorsehen. Darauf kann sich 

derzeit aber niemand verlassen. „Mit dem Brexit-Infopoint stehen unsere Expertinnen und Experten den 

Unternehmen für alle praktischen Fragen zur Verfügung“, so Kühnel. Top-Themen, die vom Brexit-Infopoint 

bearbeitet werden, sind etwa Zoll und präferenzieller Ursprung, Steuern, gewerbliche Schutzrechte, 

Produktnormung, Gesellschaftsrecht, Arbeits- und Sozialrecht sowie Verkehr und Transport. 

 

Der Brexit Infopoint nimmt Anfragen telefonisch 

(Tel: 0590900-5590 von Montag bis Donnerstag 

von 8.00-16.30 Uhr und freitags von 8-16 Uhr) und 

per Mail unter brexit@wko.at entgegen. Die 

Brexit-Website wko.at/brexit bietet aktuelle 

Informationen, eine Checkliste für Unternehmen 

sowie Analysen zu den verschiedenen Szenarien − 

und den damit verbundenen Konsequenzen für 

den unternehmerischen Alltag. Zudem gibt es 

eine österreichweite Roadshow-Kooperation der 

Wirtschaftskammern mit den Zollämtern sowie 

zahlreiche weitere Informationsveranstaltungen 

für Unternehmen. 

 

Ansprechpartnerin: Franziska Annerl 

 

Inhaltsverzeichnis  

http://portal.wko.at/wk/startseite_dst.wk?AngID=1&DstID=558
mailto:brexit@wko.at
https://www.wko.at/service/aussenwirtschaft/brexit.html?shorturl=wkoat_brexit
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Konsultation zu leichter Ausbauregelung für Kleinzellen beim 5G Aufbau 

 

Damit neue 5G-Netze aufgebaut werden können, muss sichergestellt werden, dass Kleinzellen in 

ausreichendem Maße eingerichtet werden können. Mit der laufenden Konsultation sollen Beiträge zu der Frage 

eingeholt werden, in welchem Umfang die sogenannte „leichte Ausbauregelung“ umgesetzt werden soll, 

d.h. welche Kleinzellen aufgrund welcher physikalischen und technischen Merkmale von der Genehmigungs-

pflicht ausgenommen werden sollen. Dabei sollen auch mögliche ökologische, wirtschaftliche und andere 

Auswirkungen geprüft werden. Zielgruppe der Konsultation sind unter anderem Hersteller/Anbieter von 

Mobilfunknetzausrüstungen, Mobilfunknetzbetreiber und deren potenzielle Vertragspartner, die sich mit dem 

Netzausbau befassen. Frist für Rückmeldungen ist der 10. April 2019. 

 

 

Kommission erlässt Angemessenheitsbeschluss für sicheren Datenverkehr mit Japan 

 

Die Kommission hat am Mittwoch einen sogenannten Angemessenheitsbeschluss für Japan angenommen, 

durch den personenbezogene Daten ungehindert zwischen den beiden Volkswirtschaften fließen können. 

Der Beschluss gilt wie sein von Japan gleichzeitig angenommenes Äquivalent ab sofort. Zuvor hatte Japan 

zusätzliche Garantien eingeführt, um zu gewährleisten, dass die aus der EU übermittelten Daten den 

europäischen Standards entsprechenden Schutzgarantien unterliegen. Der Angemessenheitsbeschluss 

ergänzt das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen EU-Japan‚ das im Februar 2019 in Kraft treten soll. Die 

europäischen Unternehmen sollen damit vom freiem Datenverkehr mit einem wichtigen Handelspartner 

sowie vom privilegierten Zugang zu 127 Millionen japanischen Verbrauchern profitieren. Nach zwei Jahren wird 

eine erste gemeinsame Überprüfung durchgeführt, um das Funktionieren des Rahmens zu bewerten. 

 

 

Einigung zur Richtlinie über Weiterverwendung von Daten des öffentlichen Sektors 

 

Nach der Richtlinie über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors aus 2003 können 

im Prinzip Inhalte, die nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über den Zugang zu Dokumenten öffentlich 

verfügbar sind, für jeden, auch kommerziellen, Zweck weiterverwendet werden. Diese Woche haben 

Europäisches Parlament, Rat und Kommission eine vorläufige Einigung über die Neufassung der Richtlinie 

erzielt. Diese muss von Rat und Parlament noch formal bestätigt werden. Die Mitgliedstaaten haben für die 

Umsetzung in nationales Recht zwei Jahre Zeit. Dabei werden Bedingungen festgelegt, unter denen Daten des 

öffentlichen Sektors zur Weiterverwendung zur Verfügung gestellt werden sollen. Ein Schwerpunkt liegt auf 

hochwertigen Datensätzen wie Statistiken oder Geodaten. Der Geltungsbereich wird insofern erweitert als 

nun auch öffentliche Unternehmen aus den Bereichen Verkehr und Versorgung erfasst sind. Diese müssen, 

sofern auf nationaler Ebene von ihnen verlangt wird, dass sie Daten zur Verfügung stellen, wenn sie diese 

freigeben, die gleichen Grundsätze wie öffentliche Stellen befolgen. 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

http://portal.wko.at/wk/startseite_dst.wk?AngID=1&DstID=558
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-5660684/public-consultation_de
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/research_and_innovation/law_and_regulations/documents/adequacy-japan-factsheet_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/law-topic/data-protection/data-transfers-outside-eu/adequacy-protection-personal-data-non-eu-countries_de
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-19-422_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6749_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-525_de.htm
https://ec.europa.eu/newsroom/dae/document.cfm?doc_id=51618
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Änderung der Kraftfahrzeughaftplicht-Richtlinie  

 

Am 22. Jänner hat der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (IMCO) des Europäischen Parlaments 

über seinen Berichtsentwurf zur Änderung der Richtlinie über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und 

Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht (Motor Insurance Directive, MID) abgestimmt und diesen mit 

großer Mehrheit angenommen. Auch das Trilogmandat wurde erteilt. Der Abstimmung war eine letzte Debatte 

über die Änderungsanträge am Vortag vorangegangen. Die Kommission hatte am 24. Mai 2018 einen Richt-

linienvorschlag zur Änderung der Kraftfahrzeughaftpflicht-Richtlinie publiziert. Der Rat diskutiert über die 

Änderungen derzeit noch auf Arbeitsgruppenebene.  

 

 

Flugsektor soll nachhaltiger werden  

 

Diese Woche wurde der zweite Bericht zur Nachhaltigkeitsperformance in der Luftfahrt präsentiert. 

Erarbeitet haben diesen die Europäische Agentur für Flugsicherheit (EASA), die Europäische Umweltagentur 

(EEA) und EUROCONTROL. Im Zusammenhang mit der kürzlich auf EU-Ebene präsentierten Vision „Ein 

sauberer Planet für alle“ und für das EU-Ziel von Netto-Null-Emissionen bis 2050 soll in Lösungen zur 

Dekarbonisierung investiert werden. Insgesamt wird dabei ein globaler Ansatz erforderlich sein. Auf 

Europäischer Ebene werden gerade die verschiedenen Szenarien einer strategischen, langfristigen Vision für 

eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfähige und klimaneutrale Wirtschaft („Long Term Strategy) 

analysiert. Auch die WKÖ wird sich in diese Diskussion einbringen.  

 

 

Familienbeihilfe: Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich eröffnet 

 

Am Donnerstag hat die Europäische Kommission beschlossen, Österreich im Hinblick auf die Rechtsvorschriften 

zur Indexierung der Familienbeihilfe für EU-Bürger, die in Österreich arbeiten und deren Kinder im Ausland 

leben, ein Aufforderungsschreiben zu übermitteln. Seit dem 1. Jänner 2019 passt Österreich die Familien-

beihilfen an die Lebenshaltungskosten des betreffenden Mitgliedstaats an. Aus Sicht der Kommission erlaube es 

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit nicht, Geld-

leistungen für gemäß ihren Rechtsvorschriften versicherte Personen allein aus dem Grund zu verringern, dass 

sie oder ihre Familienangehörigen in einem anderen Mitgliedstaat wohnen. Österreich hat nun zwei Monate Zeit, 

um auf die Anmerkungen der Kommission zu reagieren. Andernfalls kann die Kommission beschließen, eine mit 

Gründen versehene Stellungnahme zu übermitteln und anschließend Klage beim EuGH zu erheben. 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

 

Rechtsausschuss stimmt über Bericht zu ergänzenden Schutzzertifikaten für Arznei-
mittel ab 

 

Am Mittwoch hat der Rechtsausschuss über seinen Bericht zum Kommissionsvorschlag einer Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 469/2009 über das ergänzende Schutzzertifikat (SPC) für Arzneimittel abgestimmt. 

Ziel des Kommissionsvorschlags ist es, durch eine Ausnahmeregelung Unternehmen mit Sitz in der EU während 

der Geltungsdauer des Zertifikats zu berechtigen, eine generische oder bioähnliche Version eines SPC-

geschützten Arzneimittels herzustellen. Dies solle nur gelten, wenn die Produktion für die Ausfuhr in ein Land 

außerhalb der EU geschieht, in dem der Patentschutz abgelaufen ist oder nie existiert hat. Der Rechtsausschuss 

hat nun eine zusätzliche Ausnahmeregelung eingeführt, die es dem Hersteller ermöglicht, während der  

 

http://portal.wko.at/wk/startseite_dst.wk?AngID=1&DstID=558
http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20190121IPR23926/meps-close-legal-loopholes-to-protect-victims-of-road-accidents
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-3714481_en#pe-2018-3261
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-3714481_en#pe-2018-3261
https://ec.europa.eu/transport/modes/air/news/2019-01-24-aviation-environmental-report_en
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/plmrep/COMMITTEES/JURI/PR/2019/01-23/1166947DE.pdf
https://ec.europa.eu/docsroom/documents/29462/attachments/1/translations/de/renditions/native
https://ec.europa.eu/docsroom/documents/29462/attachments/1/translations/de/renditions/native
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letzten zwei Jahre der Gültigkeit des Zertifikats einen Vorrat an Generika aufzubauen, die am 1. Tag nach 

dessen Ablauf in Verkehr gebracht werden können. Eine solche Bestimmung wurde nicht in die Position des 

Rates aufgenommen.  

 

Inhaltsverzeichnis 

 
 

 
 

Diskussionen zu ESAs-Review und InvestEU − Instrument soll Finanzierungssituation von 
Unternehmen auf unbürokratische, effiziente Weise verbessern  

 

Am 22. Jänner fand die erste Sitzung des Rates der Finanzminister (ECOFIN) im neuen Jahr statt. Auf der 

Tagesordnung stand unter anderem ein Austausch über die Einrichtung des neuen Finanzinstruments 

„InvestEU“. Zwischen 2021 und 2027 soll InvestEU laut Vorschlag der Kommission zusätzliche Investitionen in 

Höhe von 650 Milliarden Euro mobilisieren, um strategisch wichtige Vorhaben in der gesamten EU zu 

unterstützen. Bei der Diskussion wurden vor allem die Leitungsstruktur von InvestEU sowie die finanzielle 

Garantie der EU für andere Partner als die Europäische Investitionsbank-Gruppe (EIB) besprochen. Basierend 

auf einem Diskussionspapier der rumänischen Ratspräsidentschaft und den Diskussionen im Rahmen des ECOFIN 

sollen nun rasch Fortschritte erzielt werden. 

 

Zudem wurde eine − unerwartet hitzige − Debatte über das Paket zur Überarbeitung der Verordnungen zur 

Errichtung der Europäischen Aufsichtsbehörden abgehalten. Die Überarbeitung der ESAs wurde von der 

Kommission im September 2017 vorgeschlagen. Eine weiterer Änderungsvorschlag folgte am 12. September 

2018 und sieht vor allem die Ausweitung der Kompetenzen der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) bei 

der Geldwäschebekämpfung im Finanzsektor vor. Zum neuesten Vorschlag betreffend Geldwäschebekämpfung 

konnte der Rat vor Weihnachten eine partielle allgemeine Ausrichtung erreichen. Die rumänische 

Ratspräsidentschaft hatte nun vorgeschlagen, den Geldwäscheteil vom Rest abzuspalten, um diesbezügliche 

Trilogverhandlungen mit dem Europäischen Parlament bald beginnen zu können. Der Ausschuss für Wirtschaft 

und Währung (ECON) des Europäischen Parlaments hatte am 10. Jänner über das gesamte ESAs-Paket 

abgestimmt und sprach sich zuletzt in einem Brief dafür aus, dass der Rat ebenfalls eine Position zu dem ganzen 

Paket verabschieden sollte. Die rumänische Ratspräsidentschaft hat angekündigt, dass Paket auch in der 

nächsten-ECOFIN Sitzung diskutieren zu wollen. Auch, wenn die Debatte letztendlich ohne Ergebnis endete, 

wird sie zudem wohl nichtsdestotrotz versuchen, die Trilogverhandlungen zum Geldwäscheaspekt alsbald zu 

initiieren. 

 

Schließlich verabschiedete der Rat auch noch Schlussfolgerungen zum Europäischen Semester sowie 

Schlussfolgerungen zum Warnmechanismusbericht 2019 und regte eine Empfehlung zur Wirtschaftspolitik 

des Euro-Währungsgebiets an. 

 

Aus Sicht der WKÖ ist beim Programm InvestEU entscheidend, dass das Finanzinstrument besonders die 

Finanzierungssituation von kleinen und mittleren Unternehmen auf effiziente und unbürokratische Weise 

verbessert. 

 

Ansprechpartnerin: Sophie Windisch 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

http://portal.wko.at/wk/startseite_dst.wk?AngID=1&DstID=558
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/ecofin/2019/01/22/
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-4010_de.htm
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5152-2019-INIT/de/pdf
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/financial-supervision-and-risk-management/european-system-financial-supervision_en
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/financial-supervision-and-risk-management/european-system-financial-supervision_en
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/soteu2018-supervisory-authorities-regulation-646_en.pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15569-2018-ADD-1/en/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5108-2019-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5415-2019-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5601-2019-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5603-2019-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5097-2019-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5097-2019-INIT/de/pdf
mailto:sophie.windisch@eu.austria.be
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Connecting Europe: Weitere 800 Millionen Euro für europäische Energieinfrastruktur-
projekte − auch heimische Unternehmen profitieren  

 

Die EU-Mitgliedstaaten haben diese Woche einem Vorschlag der Kommission zugestimmt, 

fast 800 Millionen Euro in wichtige europäische Energieinfrastrukturprojekte mit 

grenzüberschreitenden Vorteilen zu investieren. Die EU-Mittel stammen aus der Fazilität 

„Connecting Europe“ (CEF), dem europäischen Förderprogramm für transeuropäische 

Infrastrukturen. Vorrang haben Projekte, die die Wettbewerbsfähigkeit verbessern, die 

Energieversorgungssicherheit steigern und zu nachhaltiger Entwicklung und Umwelt-

schutz beitragen. 

 

Im Rahmen der CEF sind für den Zeitraum 2014-2020 insgesamt 5,35 Milliarden Euro für die trans-

europäische Energieinfrastruktur vorgesehen. Die Wirtschaftskammer Österreich begrüßt die Bereitstellung 

von Fördermitteln für transeuropäische Energieinfrastrukturprojekte, die zur Vervollständigung des 

Binnenmarktes beitragen. Auch zahlreiche heimische Unternehmen haben bereits von „Connecting Europe“ 

profitiert und sollen auch in Zukunft von diesen Fördermitteln profitieren können. 

 

Ansprechpartnerin: Barbara Lehmann 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

 

Rat und Parlament erzielen vorläufige Einigung bei Work-Life-Balance 

 

Die rumänische Ratspräsidentschaft und das Europäische Parlament haben eine vorläufige Einigung zum 

Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und 

pflegende Angehörige von April 2017 erzielt. Die Vereinbarung muss noch von den Mitgliedstaaten und den EP-

Abgeordneten genehmigt werden.  

 

Die neue Richtlinie soll es berufstätigen Frauen und Männern ermöglichen, die Betreuungspflichten für Kinder 

und Familienangehörige gleichberechtigt zu teilen. Für Väter soll nach der Geburt ihres Kindes ein 

Vaterschaftsurlaub von mindestens zehn Tagen eingeführt werden. Die Höhe der Vergütung soll mindestens 

der Höhe des Krankengeldes entsprechen. Ferner wird europaweit der Anspruch auf vier Monate Elternurlaub 

bestehen, wobei zwei Monate nicht zwischen Elternteilen übertragbar sind und in der von den 

Mitgliedstaaten festgelegten Höhe vergütet werden. Außerdem hat man sich auf europäische Bestimmungen 

für den Urlaub für pflegende Angehörige geeinigt, sodass Arbeitnehmer nunmehr Anspruch auf jeweils fünf Tage 

pro Jahr für Pflegetätigkeiten haben. Außerdem beinhalten die neuen Vorschriften auch das Recht für Eltern 

und pflegende Angehörige, flexiblere Arbeitsregelungen zu beantragen. 

 

Ansprechpartnerin: Claudia Golser 

 

Inhaltsverzeichnis 
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52017PC0253&from=EN
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New Deal for Consumers: Binnenmarktausschuss bezieht Position zur Richtlinie über 
Durchsetzung von EU Verbraucherregeln und fordert europaweite Geldstrafen  

 

Der Binnenmarktausschuss des Europäischen Parlaments hat Dienstagvormittag über den Berichtsentwurf des 

britischen ECR-Abgeordneten Dalton zum sogenannten Omnibus-Richtlinienvorschlag abgestimmt. Dieser 

Gesetzesentwurf, der Teil des April 2018 vorgelegten Pakets "New Deal for Consumers" der Europäischen 

Kommission ist, ändert vier Verbraucher-Richtlinien, nämlich jene zu unlauteren Geschäftspraktiken, zu 

Verbraucherrechten, zu unlauteren Vertragsbedingungen und zu Preisangaben. Er hat das Ziel, deren 

Durchsetzung zu stärken. 

 

Bei grenzüberschreitenden Verstößen gegen die genannten Verbrauchervorschriften (d.h. bei Verstößen, die 

Verbraucher in mindestens drei EU-Ländern oder zwei anderen Ländern als dem des Gewerbetreibenden 

betreffen) sollen die Mitgliedstaaten nach Ansicht des Ausschusses je nachdem, welcher Betrag höher ist, für 

Geldstrafen einen Höchstbetrag von zehn Millionen Euro oder mindestens 4 Prozent des Jahresumsatzes 

des Gewerbetreibenden im vorangegangenen Geschäftsjahr in den betreffenden Mitgliedstaaten festlegen.  

 

Verbraucher in Österreich sind am wenigsten in ganz Europa unfairen Geschäftspraktiken ausgesetzt und haben 

den zweithöchsten Vertrauenswert in Unternehmen in ganz Europa. Die Art der Durchsetzung soll im Sinne des 

Subsidiaritätsprinzips den Mitgliedstaaten überlassen und gezielte Unterstützungsmaßnahmen sollen für und in 

jenen Mitgliedstaaten getroffen werden, die Verbesserungsbedarf haben. Mit der Verankerung des 

Grundsatzes Beraten statt Strafen und Klagen wäre dem Verbraucherschutz weit mehr gedient, als mit der 

aktionistisch anmutenden Einführung von Geldstrafen. 

 

Der aus Sicht der WKÖ begrüßenswerte Vorschlag der Kommission zur Einschränkung bzw. dem Entfall des 

Widerrufsrechts bei einer Nutzung der Ware durch den Verbraucher, die über das reine Aus- bzw. 

Anprobieren der Ware hinausgeht, wurde vom Binnenmarktausschuss mit klarer fraktionsübergreifender 

Mehrheit abgelehnt. Insgesamt wurde die Position des Ausschusses mit klarer Mehrheit angenommen und das 

Trilogverhandlungsmandat erteilt. 

 

Parlamentsberichterstatter Dalton möchte so rasch wie möglich Trilogverhandlungen beginnen. Auch die 

rumänische Ratspräsidentschaft strebt an, sobald wie möglich verhandlungsbereit zu sein und die 

Trilogverhandlungen noch in dieser Legislaturperiode abzuschließen. Im Vorfeld der Abstimmung hatten sich 

sowohl die WKÖ als auch unsere europäischen Wirtschaftsverbände für den Kommissionsvorschlag zum 

Widerrufsrecht sowie gegen die Einführung europaweit harmonisierter Strafen ausgesprochen. 

 

Ansprechpartnerin: Verena Martelanz 
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Verkehrsausschuss stimmt über Regeln für den Zugang zum grenzüberschreitenden 
Personenkraftverkehrsmarkt ab 

 

Im Rahmen des zweiten Mobilitätspakets legte die Europäische Kommission im Herbst 2017 einen Vorschlag zur 

Überarbeitung der Regeln zum Zugang zum grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt vor.  

 

Die Verordnung soll eine Erhöhung der Mobilität, stärkere Nutzung nachhaltiger Verkehrsmittel, Vorteile 

für Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft bringen. Aus diesem Grund sind aus Sicht der Wirtschaftskammer 

Österreich einige Bereiche des Kommissionsvorschlags, wie die Schaffung einer unabhängigen und neutralen 

Genehmigungsbehörde sowie die Abschaffung des EU-Fahrtenblattes, begrüßenswert. Andererseits beabsichtigt 

die Europäische Kommission eine weitgehende Liberalisierung im Bereich des Personenkraftverkehrs, 

insbesondere im Kraftfahrlinienverkehr, wobei hier im Besonderen auf die Öffnung des nationalen Marktes für 

nichtansässige Unternehmer abgezielt wird. Diesen Vorschlägen stehen wir kritisch gegenüber. 

 

Der Verkehrsausschuss des Europäischen Parlaments hat diese Woche nun seinen Bericht dazu angenommen. 

Die Abstimmung im Plenum ist für Februar geplant. Der Rat hat seine Position bislang noch nicht festgelegt.  

 

Ansprechpartnerin: Barbara Lehmann 
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Trilogergebnis zum European Accessibility Act angenommen 

 

Am Dienstag stimmte der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz dem Text zur vorläufigen 

Trilogeinigung zum Vorschlag der Kommission für einen europäischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit zu. 

Dieser wurde im Dezember 2015 vorgelegt und zielt darauf ab, verschiedene Produkte und Dienstleistungen 

wie etwa Selbstbedienungsterminals, Bankdienstleistungen und E-Commerce für Menschen mit Behinder-

ungen zugänglich zu machen. Die Richtlinie enthält Anforderungen an die Barrierefreiheit für die 

Benutzeroberfläche und das Funktionsdesign von Produkten sowie spezifischere Anforderungen an die 

Barrierefreiheit für einige elektronische Verbrauchergeräte. Für Verbraucherprodukte, die unter die Richtlinie 

fallen, müssen Verpackungen, Installationsanweisungen und andere Produkt-informationen zugänglich sein. 

 

Bei Dienstleistungen gibt es einige allgemeine Anforderungen an beispielsweise Webseiten und zusätzlich 

dienstespezifische Anforderungen. Kleinstunternehmen mit weniger als zehn Beschäftigten und einem 

Jahresumsatz von weniger als zwei Millionen Euro, die Dienstleistungen erbringen, sind von der Richtlinie 

ausgenommen. Diejenigen, die Produkte anbieten, sind von einigen Verpflichtungen befreit.  

 

Ansprechpartnerin: Claudia Golser 
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Urteil zum Karfreitag: Für gleichheitskonforme Lösung ohne Mehrbelastung der 
Wirtschaft 

 

In seinem Urteil in der Rechtssache C-193/17 hat der 

Gerichtshof entschieden, dass die Gewährung eines 

bezahlten Feiertags am Karfreitag in Österreich nur für 

Angehörige bestimmter christlicher Kirchen eine 

unionsrechtlich verbotene Diskriminierung wegen der 

Religion darstellt.  

 

Der österreichische Oberste Gerichtshof hatte im April 

2017 ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof 

gestellt mit der Frage, ob das Unionsrecht, insbesondere das Verbot der Diskriminierung aufgrund der Religion, 

einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der nur für Angehörige der evangelischen Kirchen AB und HB, 

der Altkatholischen Kirche und der Evangelisch-methodistischen Kirche auch der Karfreitag ein Feiertag mit 

einer ununterbrochenen Ruhezeit von mindestens 24 Stunden ist. Angehörige der genannten Kirchen haben, 

sofern sie am Karfreitag arbeiten, neben dem Entgelt für die geleistete Arbeit auch Anspruch auf 

Feiertagsentgelt. 

 

Solange Österreich seine Rechtsvorschriften zur Wieder-

herstellung der Gleichbehandlung nicht ändert, ist ein privater 

Arbeitgeber laut Urteil verpflichtet, auch seinen anderen 

Arbeitnehmern einen bezahlten Feiertag am Karfreitag zu 

gewähren. Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die 

Arbeitnehmer zuvor mit dem Anliegen an ihn herangetreten 

sind, an diesem Tag nicht arbeiten zu müssen. Er ist im Falle 

der Ablehnung verpflichtet, das Recht auf ein Zusatzentgelt für 

an diesem Tag erbrachte Arbeitsleistung zuzuerkennen. 

 

„Der Europäische Gerichtshof fordert eine diskriminierungs-

freie Feiertagsregelung. Wir erwarten uns daher vom Gesetz-

geber, rasch zu handeln und für eine aufkommensneutrale 

Neuregelung zu sorgen“, kommentiert Karlheinz Kopf, 

Generalsekretär der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ), die 

aktuelle Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs. Nachsatz: „Was für die Wirtschaft nicht in Frage kommt, 

ist ein zusätzlicher freier Tag.“ So ist Österreich mit 13 Feiertagen im Jahr schon jetzt unter jenen Ländern mit 

den großzügigsten Feiertagsregelungen in Europa. „Ein zusätzlicher Feiertag würde die österreichische 

Wirtschaft 600 Millionen Euro kosten. Das würde den Faktor Arbeit enorm verteuern und ist weder unseren 

Betrieben zuzumuten, noch aus standortpolitischen Gründen sinnvoll“, so der WKÖ-Generalsekretär. 

 

Ansprechpartnerin: Claudia Golser 
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EU-Institutionen bei Festigung der EU-Handelskooperationen u.a. mit USA und 
Singapur aktiv − wichtige Partner für Österreich und Europa 

 

Die Kommission hat am 18. Jänner Vorschläge für zwei Verhandlungsmandate betreffend den Handel mit den 

USA veröffentlicht: ein Mandatsentwurf für die Konformitätsbewertung sowie einer für die Abschaffung von 

Zöllen auf industriell-gewerbliche Waren. Am 25. Juli 2018 war von Kommissionspräsident Juncker und US-

Präsident Donald Trump in einer gemeinsamen Erklärung eine neuen Phase der Kooperation zwischen der EU 

und den USA ausgerufen worden. Neben dem Abbau von Zöllen und nicht-tarifären Handelshemmnissen haben 

sich die EU und die USA unter anderem auch darauf verständigt, an einer Reform der Welthandelsorganisation 

(WTO) zu arbeiten. Seitdem laufen wieder intensivere Gespräche zwischen den zwei Partnern. Die 

Mitgliedstaaten müssen für die EU-Seite nun grünes Licht zu den Vorschlägen geben, bevor die Verhandlungen 

beginnen können. Auch auf der US-Seite läuft ein Prozess zur Mandatserteilung. 
 

Auch das Europäische Parlament war 

diese Woche im Handelsbereich tätig: am 

24. Jänner stimmte der Ausschuss für 

Internationalen Handel dem Handels- und 

Investitionsschutzabkommen mit Singa-

pur zu. Dieses Abkommen war beim 12. 

EU-ASEAN Gipfel im vergangenen Oktober 

von den Vertragspartnern unterzeichnet 

worden. Durch das Handelsabkommen 

verpflichtet sich Singapur, den schon 

bestehenden zollfreien Zugang für EU-

Waren beizubehalten und die noch 

vorhandenen Zölle zu beseitigen. Im 

Gegenzug wird die EU mit dem Tag des Inkrafttretens die Zölle auf über 80 Prozent der Einfuhren aus Singapur 

abschaffen und die restlichen Zölle je nach Warenkategorie nach drei oder fünf Jahren eliminieren. Das 

Investitionsschutzabkommen soll die bestehenden zwölf bilateralen Investitionsschutzabkommen der EU-

Mitgliedstaaten ersetzen. Es enthält alle Aspekte des neuen Ansatzes der EU zum Investitionsschutz. Singapur 

ist der größte Handelspartner der EU unter den ASEAN-Staaten. Österreich hat gegenüber Singapur (siehe Foto) 

einen überdurchschnittlichen Außenhandelsüberschuss, der 2017 fast 250 Millionen Euro betrug.  
 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben zudem der Arbeitsgruppe, die bei der Kommission der Vereinten Nationen 

für internationales Handelsrecht (United Nations Commission of International Trade Law, UNCITRAL) zur Reform 

der Streitbeilegung zwischen Staaten und Investoren eingerichtet wurde, am 18. Jänner zwei Vorschläge 

vorgelegt: ein Dokument betreffend die Errichtung eines ständigen Investitionsgerichtshofs sowie einen 

möglichen weiteren Arbeitsplan für die Arbeitsgruppe. Die Vorschläge sollen bei der nächsten Sitzung der 

Gruppe, die vom 1. bis 5. April in New York stattfinden wird, diskutiert werden. 
 

Für Österreich sind die globalen Handelsbeziehungen sowie das Knüpfen neuer Kooperationen äußerst wichtig. 

Gerade ein kleines, exportorientiertes Land wie Österreich profitiert von offenen Märkten und einem gut 

funktionierenden internationalen Handel. Mit einem besseren Zugang zu anderen Märkten kann die 

österreichische Exportleistung weiter steigen und so Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätze schaffen bzw. 

sichern.  

 

Ansprechpartnerin: Sophie Windisch 
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Immer mehr Austausch mit Erasmus+ bringt wertvolle Kompetenzen für Arbeitsmarkt 
der Zukunft 

 

Laut dem neuen Jahresbericht über Erasmus+ nehmen immer mehr Menschen an dem EU-Austauschprogramm 

teil. Die Anzahl der geförderten Projekte ist ebenfalls weiter gestiegen. Im Jahr 2017 unterstützte Erasmus+ 

eine Rekordzahl von fast 800.000 Personen dabei, im Ausland zu studieren, eine Ausbildung zu absolvieren 

oder freiwillig tätig zu sein. Dies ist ein Plus von 10 Prozent gegenüber 2016. Im Jahr 2017 hat die EU die 

Rekordsumme von 2,6 Milliarden Euro in das Programm investiert — das sind 13 Prozent mehr als 2016.  

Grafik © European Union, 2019 

 

Gefördert wurde auch die Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen, Jugendorganisationen und 

Unternehmen. Aus dem Jahresbericht geht hervor, dass auch immer mehr Auszubildende und Ausbilder 

(160.000 im Jahr 2017; 4000 aus Österreich) im Rahmen des Programms im Ausland wertvolle Erfahrungen 

sammeln. Insgesamt 18.115 Österreicher profitierten 2017 an 471 Projekten von Erasmus+. Das Programm bietet 

vor allem jungen Menschen ausgezeichnete Möglichkeiten, zusätzliche Kompetenzen zu erwerben, neue 

Horizonte zu entdecken und fit für den Arbeitsmarkt der Zukunft zu werden. 

 

Auch die Förderung digitaler Kompetenzen in den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung und Jugend 

rückte 2017 stärker in den Vordergrund. Das Programm wurde weiterentwickelt, um den strategischen 

Prioritäten der EU in diesem Bereich insbesondere durch innovative Lehr- und Lernmethoden Rechnung zu 

tragen. Beispielsweise wurde die neue Erasmus+-App seit ihrer Einführung Mitte 2017 bereits mehr als 55.000 

Mal heruntergeladen, und über 380.000 Menschen haben seit 2014 die Online-Sprachkurse genutzt. 

 

Ansprechpartner: Martin Schmid 
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Europäische Chemikalienagentur sucht Legal Advisor 

 

Die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) mit Sitz in Helsinki sucht: 

 

Legal Advisor – Temporary Agent M/F 

ECHA/TA/2019/002, Grade AD5 

 

Bewerbungen sind bis zum 11. Februar 2019 möglich, weitere Informationen sind online abrufbar. 

 

 

LISA sucht Head of Unit (2 Stellen) 

 

Die Europäische Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der Freiheit, der Sicher-

heit und des Rechts (LISA) sucht: 

 

HEad of Unit (2 Stellen) 

eu-LISA/19/TA/AD9/1.1, Grade AD9 

 

Bewerbungen sind bis zum 14. Februar 2019 möglich, weitere Informationen sind online abrufbar. 

 

 

Initiative Innovative Arzneimittel sucht Writer/Editor 

 

Die Initiative zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der pharmazeutischen Forschungseinrichtungen in der 

EU (IMI2 JU) sucht: 

 

Writer/Editor – Temporary Agent M/F 

IMI2/2019/TA/001, Grade AD5 

 

Bewerbungen sind bis zum 18. Februar 2019 möglich, weitere Informationen sind online abrufbar. 

 

Schon gewusst?  

 
Auch auf wko.at finden Sie regelmäßig topaktuelle Stellenangebote von EU-Institutionen und –Agenturen! 
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Voraussichtliche Themen der 2281. Sitzung am 30. Jänner 2019: 
 

 

Politische Koordinierung / Beschäftigung, Wachstum, Investitionen und Wettbewerbsfähigkeit 

 

Diskussionspapier „Hin zu einem nachhaltigen Europa bis 2030“ 

 

Politische Koordinierung 

 

Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung von Sofortmaßnahmen im Bereich der 

Koordinierung der sozialen Sicherheit nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs 

aus der Europäischen Union 

 

Vorschlag für eine Verordnung über Maßnahmen zur Finanzierung des Unionshaushalts 

im Jahr 2019, um dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union 

Rechnung zu tragen 

 

Informationen zu anderen Bereichen, in denen dringend Maßnahmen im Falle des Aus-

tritts aus dem Vereinigten Königreich der Europäischen Union ergriffen werden müssen 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

 

        

 

 

28.-29. Januar Ausschuss für Wirtschaft und Währung 

 

Geld- und währungspolitischer Dialog mit Mario Draghi, Präsident der Europäischen 

Zenralbank 

 

 

29. Januar Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 

 

Verträge über die Bereitstellung digitaler Inhalte 

 

Verträge über Online-Warenhandel und andere Formen des Fernabsatzes von Waren 

Ö Berichterstattung an den Ausschuss über die Verhandlungen  

 

Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-

Vermittlungsdiensten 

Ö Berichterstattung an den Ausschuss über die Verhandlungen  
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29. Januar Ausschuss für Verkehr und Tourismus 

 

Elektronische Frachtbeförderungsinformationen 

Ö Abstimmung 

Ö Annahme des Entwurfs eines Berichts 

 

Kontrolle: Erläuterung des Entwurfs eines delegierten Rechtsakts zu Spezifikationen 

für kooperative intelligente Verkehrssysteme durch die Kommission 

 

Rückmeldungen zu Trilogverhandlungen (Sicherheitsmanagement für die 

Straßenverkehrsinfrastruktur, Schiffsüberprüfungen, Fazilität „Connecting Europe“, 

kombinierter Verkehr) 

 

 

29. Januar Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 

 

Berichterstattung über die laufenden interinstitutionellen Verhandlungen 

 

Öffentliche Anhörung zur Strategie zur langfristigen Verringerung der Treibhausgas-

emissionen der EU nach Maßgabe des Übereinkommens von Paris 

 

Strategie zur langfristigen Verringerung der Treibhausgasemissionen der EU nach Maß-

gabe des Übereinkommens von Paris 

Ö Prüfung des Entschließungsantrags 

Ö Einreichung von Änderungsanträgen bis: 31. Januar 2019, 17.00 Uhr 
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30. Januar  

 

Durchführung und Funktionsweise der Domäne oberster Stufe „eu“ 

 

Jahresbericht über die Wettbewerbspolitik 

 

 

 
 

Ausgewählte Fälle der kommenden Woche: 

 

29. Januar Schlussanträge des Generalanwalts am Gerichtshof in der Gutachtensache (Avis)  

 1/17 Accord ECG UE-Canada 

 

CETA   

 

Belgien hat beim Gerichtshof einen Gutachtenantrag nach Art. 218 Abs. 11 AEUV 

gestellt. Es ersucht den Gerichtshof zu prüfen, ob das am 30. Oktober 2016 in Brüssel 

unterzeichnete umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen zwischen Kanada 

einerseits und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits (CETA) 
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in seinem Kapitel Acht („Investitionen“) Abschnitt F („Beilegung von Investitions-

streitigkeiten zwischen Investoren und Staaten“) mit den Unionsverträgen – einschließ-

lich der Grundrechte – vereinbar ist. Generalanwalt Bot legt heute seine Schluss-

anträge vor. 
Weitere Informationen 

 
 
 

30. Januar Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-220/17 Planta Tabak 

 

Aromatisierte  Tabakerzeugnisse 

 

Planta Tabak ist ein Familienunternehmen, das verschiedene Arten von 

Tabakerzeugnissen herstellt und vertreibt. Vor Inkrafttreten der neuen Tabakrichtlinie 

von 2014 war eine seiner Spezialitäten aromatisierter Tabak zum Selbstdrehen. Den 

größten Anteil an der Produktion hatte mentholisierter Tabak. Planta Tabak ver-

marktet auch eine kleine Serie von überwiegend aromatisierten Zigaretten, Wasser-

pfeifentabak sowie in geringerem Umfang Zigarillos, Zigarren und Raucherzubehör. 

Planta Tabak wendet sich vor dem Verwaltungsgericht Berlin gegen die Anwendung der 

deutschen Vorschriften über das Verbot des Inverkehrbringens von Tabakerzeugnissen 

mit einem charakteristischen Aroma, über gesundheitsbezogene Warnhinweise und 

über das Erscheinungsbild des Erzeugnisses auf die von ihr hergestellten und 

vermarkteten Erzeugnisse. Diese Vorschriften setzen die neue Tabakrichtlinie von 2014 

um. 

 

Da es Zweifel in Bezug auf die Gültigkeit und die Auslegung der entsprechenden 

Bestimmungen der Richtlinie hat, hat das Verwaltungsgericht Berlin dem Gerichtshof 

eine Reihe von Fragen gestellt. Mit diesen Fragen wird der Gerichtshof um Prüfung 

bestimmter Aspekte ersucht, die bereits im Rahmen seiner Urteile vom 4. Mai 2016  

behandelt wurden, mit denen er die Gültigkeit der Richtlinie festgestellt hat. 

 

Generalanwalt Saugmandsgaard Øe hat in seinen Schlussanträgen vom 4. Juli 2018 dem 

Gerichtshof vorgeschlagen, zu entscheiden, dass das weitgehende Verbot des Verkaufs 

von Tabakerzeugnissen mit einem charakteristischen Aroma mit dem Grundsatz der 

Gleichbehandlung vereinbar sei. Er hat zudem die Auffassung vertreten, dass auf den 

Verpackungen der Erzeugnisse, die noch verkauft werden dürfen, das Aroma, das sie 

enthalten, nicht genannt werden dürfe. 
Weitere Informationen 
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30. Januar Mündliche Verhandlung vor dem Gerichtshof in der Rechtssache C-28/18 Verein  

 für Konsumenteninformation 

SEPA Lastschriftzahlung bei Deutsche Bahn nur bei Inlandswohnsitz 

 

Die Deutsche Bahn AG bietet – auch österreichischen Kunden – die Buchung von 

internationalen Bahnfahrten per Internet und Handy an. In ihren Bedingungen 

ermöglicht sie mehrere Zahlarten, u.a. per SEPA-Lastschriftverfahren. Die Zahlung per 

SEPA Lastschrift setzt jedoch einen Wohnsitz in Deutschland voraus. Außerdem ist für 

die Freischaltung zum SEPA-Lastschriftverfahren die Einwilligung zu einer 

Bonitätsprüfung erforderlich. Im Rahmen eines vom österreichischen Verein für 

Konsumenteninformation angestrengten Rechtsstreits ersucht der österreichische 

http://portal.wko.at/wk/startseite_dst.wk?AngID=1&DstID=558
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?num=c-1/17
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?num=C-220/17
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Oberste Gerichtshof den EuGH um Klärung, ob das Wohnsitzerfordernis mit der SEPA-

Verordnung Nr. 260/2012 vereinbar ist. Heute findet die mündliche Verhandlung vor 

dem EuGH statt. 
Weitere Informationen 

 

 

 

31. Januar Schlussanträge des Generalanwalts am Gerichtshof in der Rechtssache C-55/18  

 CCOO 

 

Verpflichtung zur Arbeitszeiterfassung? 

 

Die spanische Federación de Servicios de Comisiones Obreras (CCOO) begehrt vor der 

spanischen Audiencia Nacional die Feststellung, dass die Deutsche Bank SAE 

verpflichtet ist, ein System zur Erfassung der tatsächlichen Arbeitszeit ihrer 

Belegschaft einzuführen, das es ermöglicht, die angemessene Einhaltung der 

vereinbarten Arbeitszeiten zu überwachen. Die Audiencia Nacional möchte in diesem 

Zusammenhang vom Gerichtshof wissen, ob die spanischen Rechtsvorschriften, nach 

denen keine solche Verpflichtung besteht, mit dem Unionsrecht vereinbar sind. 

Generalanwalt Pitruzzella legt heute seine Schlussanträge vor. 

 
Weitere Informationen 
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Binnenmarkt 

 

Bewertung der Niederspannungsrichtlinie 2014/35 / EU 

10.01.2019 - 04.04.2019 

 

Bewertung der EU-Rechtsvorschriften zum Designschutz 

18.12.2018 - 12.03.2019 

 

Digitale Wirtschaft und Gesellschaft, Institutionelle Angelegenheiten 

 

Leichte Ausbauregelung für drahtlose Zugangspunkte für kleine Gebiete 

16.01.2019 - 10.04.2019 

 

Zwischenbewertung des Programms zu Interoperabilitätslösungen für Verwaltungen, 

Unternehmen und Bürger (ISA2) 

07.12.2018 - 01.03.2019 

 

Energie  

 

Konsultation zur Liste der in Frage kommenden Projekte von gemeinsamem Interesse 

in der Strominfrastruktur 

22.11.2018 – 28.02.2019 
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Konsultation zur Festlegung der jährlichen Prioritätenlisten für die Entwicklung von 

Netzkodizes und Leitlinien für 2019 und darüber hinaus 

15.10.2018 – 25.01.2019 

 

Gerechtigkeit und Grundrechte  

 

Bewertung der Bestimmungen der Richtlinie 2006/54 / EG zur Umsetzung des Vertrags-

prinzips "Entgeltgleichheit" 

11.01.2019 - 05.04.2019 

 

Grenzen und Sicherheit, Migration und Asyl 

 

Bewertung der Richtlinie über den Schutz kritischer Infrastrukturen für 2008 

19.11.2018 - 11.02.2019 

 

Klimaschutz 

 

Überarbeitung der Regeln für die kostenlose Zuteilung im EU-Emissionshandelssystem 

30.11.2018 - 22.02.2019 

 

Lebensmittelsicherheit 

 

Bewertung der Futtermittelzusatzstoffe-Verordnung 

12.12.2018 - 03.04.2019 

 

Migration und Asyl 

 

Bewertung des Instruments der Schengen-Fazilität für Kroatien 

04.01.2019 - 29.03.2019 

 

Steuern und Zollunion 

 

Bewertung der Verwaltungszusammenarbeit in der direkten Besteuerung 

10.12.2018 - 04.03.2019 

 

Transport 

 

Ex-post-Bewertung des Programms für das transeuropäische Verkehrsnetz (TEN-T) 

2007-2013 

15.11.2018 - 14.02.2019 
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Umwelt  

 

Entwaldung und Waldschäden - verstärkte Maßnahmen der EU 

14.01.2019 - 25.02.2019 

 

Umsetzung der Aarhus-Konvention durch die EU im Bereich des Zugangs zu Gerichten in 

Umweltangelegenheiten 

20.12.2018 - 14.03.2019 
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Fitness Check der Wasserrahmenrichtlinie und der Hochwasserrichtlinie 

17.09.2018 - 04.03.2019 

 

Verbraucher 

 

Bewertung der Verbraucherkreditrichtlinie 

14.01.2019 - 08.04.2019 

 

Wirtschaft und Industrie 

 

Bewertung der Exekutivagentur für kleine und mittlere Unternehmen (EASME) 

14.12.2018 - 08.03.2019 
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